Stadt Burgdorf vorlage Nr.: BV 2020 1376

Der Biirgermeister o 29.11.2929
g Federflhrung: 61 Stadtplanung und
Umwelt

Aktenzeichen: 61.026-2020/001807

Beschlussvorlage offentlich

Betreff: Bebauungsplan 2-16 "Ehlershdauser Weg":
Beschluss zur erneuten offentlichen Auslegung (gem. § 4a Abs. 3
BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB) und zur Beteiligung der Behoérden
(gem. § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB)
Bezugsvorlage: BV 2020 1196

Beratungsfolge: o Abstimmungsergebnis
Datum Zustandigkeit Ja Nein Enth.

Ortsrat Ramlingen-Ehlershausen | 01.12.2020 Anhorung

Ausschuss flir Umwelt, Stadt- 19.01.2021 Empfehlung

entwicklung und Bau

Verwaltungsausschuss 26.01.2021 Entscheidung

Finanz. Auswirkungen in Euro Produktkonto ErgHH | FinHH

™
[]
[]

Einmalige Kosten:

Laufende Kosten:

™
[]
[]

Haushaltsmittel stehen zur Verfligung: [] ja [ ] nein

Beschlussvorschlaqg:

Es wird beschlossen, auf der Grundlage des Entwurfs zum Bebauungsplan Nr. 2-16 ,Ehlers-
hduser Weg" in der Fassung vom 18.11.2020 die erneute 6ffentliche Auslegung gemaB § 4a
Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB sowie parallel die erneute Beteiligung der Behérden
gemdB § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB durchzufihren.

(Pollehn)
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Sachverhalt und Begriindung:

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Burgdorf hat am 10.03.2020 die Durchfihrung der
offentlichen Auslegung gemaB § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behérden geman
§ 4 Abs. 2 BauGB zum Bebauungsplan Nr. 2-16 ,Ehlershauser Weg" beschlossen.

Wahrend der Beteiligungsphase gab es verschiedene Anregungen, die - zusammen mit wei-
teren erforderlichen Anderungen in der Planzeichnung - eine erneute Auslegung der Uberar-
beiteten Bebauungsplanunterlagen erfordern.

Im Rahmen der Beteiligungsphase wurden insbesondere von Seiten der Tiefbauabteilung
der Stadt Burgdorf noch weitere Anpassungen flir den Bebauungsplan angeregt. Dies betrifft
insbesondere die Zufahrtssituation zu den Grundstiicken am Ehlershdauser Weg. Hier befin-
det sich eine ortsbildpragende Baumreihe, die auch Uber den Bebauungsplan festgesetzt
und soweit wie mdglich zu erhalten ist. Fir die Einmindungen der beiden PlanstraBen A und
B sowie flir die beiden Privatwege konnen funf der bestehenden Baume nicht erhalten wer-
den. Um den Wurzelbereich der bestehenden Baume zu schitzen und gleichzeitig eine Ver-
sickerung des anfallenden Niederschlagswassers Uber Mulden im sidlichen StraBenseiten-
raum zu gewahrleisten, ist eine Beschrankung der Zufahrtsbereiche zu den kinftigen
Grundstlcken erforderlich. Das bedeutet, dass im Bebauungsplan kinftig je Grundstick mit
Zufahrt vom Ehlershauser Weg, ein 4,50 m breiter Bereich inkl. Zugang zur Verfligung
steht. Die Lage dieser Zufahrten ist fiir einige Grundstlicke nicht optimal gelegen und kann
sich an der westlichen Grundstlicksgrenze oder zum Teil auch in der Mitte der straBenseiti-
gen Grundstlicksgrenze befinden. Gleichzeitig werden auch Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt
entlang des Ehlershauser Weges festgesetzt.

Die beschriebenen Festsetzungen haben zur Folge, dass auf den Grundstiicken, die direkt
Uber den Ehlershdauser Weg erschlossen werden, keine Doppelhauser zugelassen werden
kdénnen, da hier im Falle einer Grundstlicksteilung eine zweite Zufahrt notwendig ware. Bei
einer Bebauung mit einem Einzelgebdude und zwei Wohneinheiten kann nur eine Zufahrt zu
beiden Wohneinheiten liber den festgesetzten Bereich zugelassen werden.

Ausnahmen von den Festsetzungen sind flr die Eckgrundstlicke zu den PlanstraBen A und B
vorgesehen, da hier die Zufahrten Uber die PlanstraBen erfolgen kénnen.

Im Zusammenhang mit den vorher genannten Festsetzungen wird zudem eine Ausnahme
zur Verlegung von Leitungen zur Entsorgung des anfallenden Regenwassers von den Privat-
wegen im sildlichen StraBenseitenraum zugelassen. Vorher ware dies nur im ndrdlichen
StraBenseitenraum maoglich gewesen.

Zur Klarstellung, dass mit dem Bebauungsplan keine weitere Entwicklung nach Stdwesten
verfolgt wird, wird die Ortsrandeingriinung, die im vorangegangenen Entwurf durch die
PlanstraBen A und B unterbrochen wurde, kiinftig geschlossen. Die festgesetzten privaten
Grinflachen werden durch 6ffentliche Griinflachen im Bereich der PlanstraBen A und B er-
ganzt. Die Pflanzbindungen gelten entsprechend auch flir die 6ffentlichen Grinflachen. Soll-
ten sich die Ziele zur Siedlungsentwicklung in diesem Bereich in Zukunft &ndern, muss der
Bebauungsplan geandert werden. Durch den Verbleib der Flachen in der 6ffentlichen Hand
besteht allerdings die Mdglichkeit, hier eine ErschlieBung vorzusehen.

Im Einmindungsbereich der PlanstraBen B und C wurde ein Standort flr die Abfallbeseiti-
gung festgesetzt. Da die PlanstraBe C aufgrund einer fehlenden Wendemdglichkeit nicht von
Entsorgungsfahrzeugen befahren wird, missen die Abfallbehdlter an die PlanstraBe B zu
diesem Abfallbeseitigungsplatz transportiert werden. Damit werden negative Auswirkungen
auf den Verkehr in dem Einmindungsbereich vermieden.

Als weitere Anderung wurden auch entlang der PlanstraBen A und B an Einmiindungen und
Kreuzungen Zufahrts- und Zugangsverbote festgesetzt, die eine Begriinung mit StraBen-
bdumen an diesen Stellen gewahrleisten.
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Im Zusammenhang mit der Aufweitung der K 117 zur Realisierung eines Linksabbiegestrei-
fens und einer Querungshilfe wurde bei der Region Hannover ein Antrag auf Planverzicht
gestellt. Fiir die Anderung einer KreisstraBe wére grundsétzlich ein Planfeststellungsverfah-
ren notwendig. Aufgrund des geringen Anderungsumfangs kann in Absprache mit der Regi-
on Hannover hierauf jedoch verzichtet werden. Der Eingriff, der fir die Aufweitung der
K 117 notwendig ist, muss naturschutzrechtlich kompensiert werden. Daher wurde eine
Vorprifung des Einzelfalls gemaB § 7 UVPG sowie ein erganzender landschaftsplanerischer
Fachbeitrag ausgearbeitet und dem Antrag auf Planverzicht beigefiigt. Hierin sind die Aus-
wirkungen des Vorhabens und der erforderliche Kompensationsbedarf dargestellt. Beide
Dokumente sind der Begriindung als Anhang beigefligt.

Die erforderlichen KompensationsmaBnahmen wurden textlich und zeichnerisch festgesetzt
und in der Begriindung erlautert.

Auf Anregung der Unteren Naturschutzbehérde der Region Hannover wurde der Ausschluss
von Steingarten bzw. die Verpflichtung zur gartnerischen Bepflanzung der Vorgartenberei-
che auf die gesamten Gartenbereiche ausgedehnt.

Dartber hinaus wurden Hinweise, die im Rahmen der Behoérdenbeteiligung eingegangen
sind, in den Bebauungsplan Ubertragen (Baumschutz, bestehende Fernleitungen).

Weitere Stellungnahmen, die jedoch zu keinen oder nur redaktionellen Anderungen am Be-
bauungsplan gefiihrt haben, sind der Begriindung in Kapitel IV.2 zu entnehmen. Die Ande-
rungen in den textlichen Festsetzungen und der Begriindung sind grau hinterlegt.

Die Verwaltung empfiehlt die Durchfiihrung der erneuten o6ffentlichen Auslegung gemaf
§ 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB sowie der erneuten Beteiligung der Behdrden
gemaB § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB. Die Beteiligung wiirde im Februar /
Mdrz 2021 gemaB Planungssicherstellungsgesetz durchgefihrt.

Anlagen:
1. B-Plan Nr. 2-16 ,Ehlershauser Weg": Planzeichnung (Stand: 18.11.2020)
2. B-Plan Nr. 2-16 ,Ehlershauser Weg": Begriindung (Stand: 18.11.2020)



	Text3
	ref_voname
	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Kontrollkästchen10
	FAuswirkung
	Anlage
	Sachverhalt

